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1. Einwanderungsland Österreich –
Arbeitsmigration in der zweiten Hälfte
des 20. Jahrhunderts

Auch wenn sich aufgrund der heutigen Weltwirt-
schaftssituation Arbeitsmigration nicht mehr eindeutig
von Fluchtmigration abgrenzen lässt (Treibel 1999, 21),
trifft die Bezeichnung „Arbeitsmigration“ wohl am besten
auf die Einwanderungen in den 1960er- und 1970er-Jah-
ren nach Österreich zu. Die Arbeitsmigration in diesem
Zeitraum war jedoch kein rein österreichisches Phäno-
men.
Aufgrund eines akuten Mangels an Arbeitskräften began-
nen einige westeuropäische Länder wie Deutschland,
Schweiz, Österreich sowie die Niederlande und Belgien
in den 1950er- und 1960er-Jahren mit der Anwerbung
von ausländischen Arbeitskräften. Zwischen Herkunfts-
und Zielstaaten wurden so genannte Anwerbeabkom-
men abgeschlossen, die es erlaubten, Arbeitskräfte direkt
in den Entsendeländern für bestimmte Beschäftigungen
anzuwerben. Generell wurden nur befristete Arbeitsver-
träge vergeben und die Arbeitskräfte sollten „rotieren“,
also immer nur kurzfristig ins Land kommen und im Falle
eines wirtschaftlichen Abschwungs wieder das Land ver-
lassen (Fassmann 2006, 46). Das Rotationsprinzip mit nur
kurzfristigen Aufenthalten funktionierte jedoch nicht, da
einerseits ArbeitgeberInnen nicht ständig neue Arbeits-
kräfte einstellen wollten, und andererseits die Einwande-
rinnen und Einwanderer auch ihre Familien nachholten
und somit sesshaft wurden (Fassmann/Münz 1995, 41).

Auf ähnliche Weise fand die so genannte „Gastarbeits-
migration“1 nach Österreich statt. Österreich erreichte
1961 mit einer Arbeitslosenrate von 2,9 Prozent die so ge-
nannte Vollbeschäftigung. Zusätzlich wanderten viele
österreichische Arbeitskräfte aufgrund des höheren
Lohnniveaus in benachbarte Länder wie in die Schweiz,
die BRD und nach Liechtenstein ab. Vor allem die öster-
reichische Bau- und Textilindustrie klagten über zu hohe
Lohnforderungen und einen Verfall der Arbeitsmoral
(Matuschek 1985, 159–160). Nach Diskussionen zwi-
schen ArbeitgeberInnen- und ArbeitnehmerInnenorgani-
sationen kam es im Dezember 1961 zum Raab-Olah-
Abkommen, in dem die Gewerkschaften der Anwer-
bung von 47.000 „FremdarbeiterInnen“ im Jahr 1962 zu-
stimmten. Dies war der Startschuss für die folgende stark
von der Sozialpartnerschaft geprägte Anwerbung von
ausländischen Arbeitskräften für Österreich (Wimmer
1986, 6–7). Da das österreichische Lohnniveau unter je-

nem von anderen Anwerbestaaten lag, musste auf weni-
ger entwickelte Regionen ausgewichen werden. Öster-
reich schloss bilaterale Anwerbeabkommen mit Spanien
(1962), der Türkei (1964) und dem damaligen Jugosla-
wien (1966) ab. Das Abkommen mit Spanien blieb ohne
Bedeutung (Fassmann u. a. 1999, 96). Österreichische Ar-
beitgeberInnen suchten ihre Arbeitskräfte nach körperli-
chen Eigenschaften, regionaler Herkunft, beruflichen Fä-
higkeiten und Alter aus, wobei eine erste Selektion von
ausländischen VertragspartnerInnen und eine weitere
durch die/den ArbeitgeberIn selbst erfolgte. Im Falle
einer Anwerbung erhielt die Person einen Einreisesichts-
vermerk im Pass, eine Zusicherung für die Erteilung der
notwendigen Arbeitserlaubnis und einen zweisprachi-
gen Arbeitsvertrag (Matuschek 1985, 171). Diese Anwer-
bungen gingen oftmals mit menschenunwürdigen Ge-
sundheitsuntersuchungen einher (vgl. hierzu Hofer 1985
und Akin 2002).

In den 1970er-Jahren kam es zum Ölpreisschock
und zum Eintritt der geburtenreichen Jahrgänge in den
Arbeitsmarkt. Zunächst stagnierte die AusländerInnenbe-
schäftigung und nahm schließlich in den kommenden
zehn Jahren ab. Dies betraf vor allem die Beschäftigten
aus dem damaligen Jugoslawien, da die Beschäftigten-
zahlen von TürkInnen relativ stabil blieben (Hubatschke
2004, 66–67). Zusätzlich wurde das Ausländerbeschäf-
tigungsgesetz 1975 (BGBl. Nr. 218/1975) eingeführt,
das den Arbeitsmarktzugang für ausländische Arbeits-
kräfte erschwerte. Aufgrund dieser Erschwernis ent-
schlossen sich viele ArbeitsmigrantInnen dazu, in Öster-
reich zu bleiben und ihre Beschäftigungen aufrecht zu er-
halten, um nicht zu riskieren, nach einer Heimreise keine
Arbeit mehr in Österreich zu erhalten. Durch die Nieder-
lassung der ausländischen Beschäftigten – mit bedingt
durch das oben erwähnte generelle Versagen des Rota-
tionsprinzips – kam es zum Familiennachzug, der das
Ende der so genannte „GastarbeiterInnenbeschäftigung“
markiert (Bauböck 1997, 682).

Die Phase von 1963 bis 1968 wird als Frühphase der
„Gastarbeitswanderung“ nach Österreich bezeichnet. Die
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Zahl der ausländischen Arbeitskräfte stieg zwischen 1963
und 1968 von 21.500 auf 67.500. Danach stiegen die Wer-
te rasant an bis zu einem ersten Höhepunkt 1973 mit
über 226.000 ausländischen Arbeitskräften. Anschlie-
ßend sank die Zahl bis 1984 auf 138.710 Personen (Fass-
mann 1992, 101). Von 1984 bis 1989 nahm die Zahl der
ausländischen Arbeitskräfte nur leicht auf etwa 167.000
zu. Die Phase von 1973 bis 1989 war hauptsächlich von
„spontaner“ Arbeitsmigration und Familienzusammen-
führung geprägt. Darüber hinaus war in dieser Periode
auch Fluchtmigration aus der Sowjetunion von Bedeu-
tung (Kraler/Stacher 2002, 51). Im Zeitraum von 1990 bis
1995 stieg die Beschäftigtenzahl wieder auf 300.000
stark an und stagnierte danach bis etwa 1999. Seither
wächst sie kontinuierlich. Für das Jahr 2008 berichtet
das Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsu-
mentenschutz (BMASK 2009) von ca. 436.000 ausländi-
schen Erwerbstätigen.

Abbildung 1: Zahl der ausländischen Arbeitskräfte in Österreich
Abbildung 1: von 1963 bis 2008

Quellen: bis 1984: Fassmann (1992), 101; 1985 bis 2008: AMS (o. J.)

Gudrun Biffl (1986, 73–76) unterscheidet für Anfang
der 1980er-Jahre „typische AusländerInnenarbeitsplät-
ze“ von Arbeitsplätzen, wo nicht ausschließlich Auslän-
derInnen beschäftigt sind. Die „typischen AusländerIn-
nenarbeitsplätze“ werden von InländerInnen gemieden
– unabhängig von der Arbeitsmarktlage – und somit
konkurrieren In- und AusländerInnen nicht miteinan-
der.2 Generell wird konstatiert, dass die AusländerIn-
nenbeschäftigung mit dem Grad der Belastung am Ar-
beitsplatz steigt.

Im Laufe der Zeit änderten sich die Branchen, in
denen ausländische Arbeitskräfte beschäftigt sind. In den
1960er-Jahren waren AusländerInnen mit etwa 58 Pro-
zent hauptsächlich in den Branchen Bauwirtschaft, Me-
tall- und Textilindustrie tätig. 1973 waren aber nur mehr
knapp 49 Prozent in diesen Branchen beschäftigt, 1983
sogar nur 30 Prozent (Biffl 1986, 42). Im Jahr 2004 war der
größte Teil der ausländischen Arbeitskräfte (34 Prozent)
in den Branchen Land- und Forstwirtschaft sowie Fische-
rei und Fischzucht tätig. Etwa 14 Prozent arbeiteten in
den Branchen Bergbau, Industrie und Gewerbe (Biffl/
Bock-Schappelwein 2004, 20). In den 1960er-Jahren wa-
ren die meisten beschäftigten AusländerInnen aus der
Türkei und dem damaligen Jugoslawien Männer. Der
Frauenanteil unter den Beschäftigten aus dem früheren
Jugoslawien lag deutlich über jenem der türkischen Ar-
beitnehmerInnen, jedoch unter dem der inländischen
Beschäftigten. Der Anteil der Frauen nahm in den 1970er-
Jahren jedoch stark zu, da es einerseits zum Familien-
nachzug kam und andererseits die Arbeitsplätze von
Frauen nicht so stark konjunkturabhängig waren wie
jene der Männer. Da Männer vorwiegend in Industrie-

zweigen arbeiteten, die besonders von der Konjunktur-
krise betroffen waren (vor allem die Bauwirtschaft, Eisen-
und Metallgewinnung sowie -verarbeitung), sank die Be-
schäftigung der ausländischen Männer, nicht jedoch die
der Frauen. 1983 übertraf der Anteil der beschäftigten Ju-
goslawinnen mit knapp 45 Prozent sogar jenen der be-
schäftigten Österreicherinnen mit knapp 41 Prozent (Biffl
1986, 38–39).

Der Begriff „Gastarbeiter“ setzte sich in den 1970er-
Jahren durch und löste den von der NS-Zeit belasteten
Begriff „Fremdarbeiter“ ab (Mattl/Payer 2004, 102). Zu
den „GastarbeiterInnen“ wurden jene ImmigrantInnen
gezählt, die in den 1960er- und 1970er- Jahren von westli-
chen Industriestaaten aufgrund eines Arbeitskräfteman-
gels angeworben wurden. Der Begriff „Gastarbeit“ ist ge-
nerell problematisch, da der Begriff „Gast“, der die ge-
plante Temporalität symbolisieren sollte, allemal ein Un-
behagen hervorruft (Treibel 1999, 120). Wenngleich der
Begriff also sachlich falsch ist, ist er insofern sinnvoll, als
er auf einen bestimmten Zusammenhang verweist, wo
Personen auch wie „GastarbeiterInnen“ behandelt wur-
den und nicht wie „ImmigrantInnen“ bzw. „Zuwandere-
rInnen“ – ein Terminus, der sich in Österreich nicht
durchgesetzt hat (Bauböck 2001, 16–17). Andererseits
sollte der Ausdruck „GastarbeiterInnen“ generell vermie-
den werden, da er nur Personen aus wirtschaftlich
schwächeren Ländern einschließt und daher eine diskri-
minierende Wirkung hat (Hofer 1985, 15–16).

2. Zur Entwicklung
des österreichischen Fremdenrechts
Im Folgenden möchte ich die Entwicklung des öster-

reichischen Fremdenrechts zwischen 1970 und 2006 dar-
stellen. Da dies im Rahmen dieses Beitrags nicht umfas-
send erfolgen kann, werde ich mich auf bestimmte wich-
tige Eckpunkte bzw. gesetzliche Änderungen konzen-
trieren.

Die Beschäftigung von Fremden wurde zunächst im
Ausländerbeschäftigungsgesetz 1975 (BGBl. Nr. 218/
1975) normiert, das seit 1975 häufig novelliert wurde. Zu-
sätzlich ist das Staatsbürgerschaftsgesetz 1985 (StbG –
BGBl. Nr. 311/1985), das den Erhalt der österreichischen
Staatsbürgerschaft regelt, für ImmigrantInnen wichtig.
Der längerfristige Aufenthalt von Fremden wird durch
das 2005 eingeführte Niederlassungs- und Aufenthalts-
gesetz (BGBl. I Nr. 100/2005) geregelt. Die hier unter-
suchte Gruppe der ArbeitsmigrantInnen aus den 1970er-
und 1980er-Jahren und deren Familiennachzug ist von
den Änderungen 2005 wahrscheinlich weniger betroffen,
da viele dieser Personen entweder schon die österreichi-
sche Staatsbürgerschaft besitzen oder zumindest über ei-
nen unbefristeten Aufenthaltstitel verfügen. Seit den
1970er-Jahren haben sich jedoch viele einschneidende
gesetzliche Änderungen vollzogen, die einerseits unmit-
telbar die rechtliche Situation der eingewanderten Aus-
länderInnen betreffen und andererseits auch symboli-
schen Stellenwert für die österreichische Migrationspoli-
tik haben.

Wie bereits oben erwähnt, wurde 1975 das Ausländer-
beschäftigungsgesetz eingeführt. Dieses beinhaltete eine
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Vorrangstellung inländischer ArbeitnehmerInnen gegen-
über ausländischen. AusländerInnen durften von nun an
nur mehr beschäftigt werden, wenn es die Lage und Ent-
wicklung des Arbeitsmarkts sowie wichtige öffentliche
und wirtschaftliche Interessen zulassen. Erst nach acht
Jahren durchgehender Beschäftigung konnte ein auf
zwei Jahre befristeter Befreiungsschein beantragt wer-
den, der es erlaubte, frei eine neue Arbeit zu suchen. Die-
ses Gesetz schrieb die schon gescheiterte Rotationspoli-
tik fest. Es führte zu einer verstärkten Abhängigkeit der
ausländischen Arbeitskräfte von ihren ArbeitgeberInnen
und einer Segmentierung des Arbeitsmarkts durch Ver-
schlechterung der Löhne und Arbeitsbedingungen in
Branchen mit hohem AusländerInnenanteil (Bauböck
1997, 682–683). Die Einführung des AuslBG 1975 war mit
ein Grund für die Abnahme von - in erster Linie jugosla-
wischen – ausländischen Arbeitskräften in Österreich
(Kraler/ Stacher 2002, 57).

Nach der Einführung des AuslBG und einigen frem-
denrechtlichen Novellierungen sind die Gesetzesände-
rungen in den 1990er-Jahren aus migrationspolitischer
und -rechtlicher Sicht von großer Bedeutung. Die
1990er-Jahre werden auch als „Migrationskrise“ be-
zeichnet und waren von Familienzusammenführung so-
wie Fluchtmigration aufgrund des Zusammenbruchs der
Sowjetunion und vor allem des darauf folgenden Jugosla-
wienkriegs geprägt (Bauböck 1997, 684, Kraler/Stacher
2002). Zu den bedeutendsten Änderungen zählen die zu
Beginn des Jahrzehnts eingeführten Quoten für die Be-
schäftigung von AusländerInnen, die anfangs mit zehn
Prozent gemessen an der Gesamtbeschäftigung festge-
legt wurden. Ferner wurden 1992 sowohl das Fremden-
gesetz als auch das Aufenthaltsgesetz eingeführt (BGBl.
Nr. 838/1992), die weitere Restriktionen für die Einreise
und den Aufenthalt von AusländerInnen vorsahen (Kra-
ler/Stacher 2002, 58–59). Das Aufenthaltsgesetz 1992 un-
terstellte in Österreich beschäftigte AusländerInnen einer
speziellen Titelpflicht3, wobei die Erteilung bzw. Verlän-
gerung eines solchen Titels an eine angemessene Unter-
kunft und an einen gesicherten Lebensunterhalt gebun-
den waren. Zusätzlich wurden Quoten für erstmalige
Aufenthaltstitel bestimmt. Dies erschwerte den Zuzug
wesentlich und machte aufgrund der verschärften Vor-
aussetzungen den Aufenthalt der bereits ansässigen aus-
ländischen Bevölkerung unsicherer. Das Gesetz war
dauerhafter Kritik ausgesetzt und wurde 1997 umfassend
reformiert (Davy 2001, 569–570). Das Fremdengesetz
1997 (BGBl. I Nr. 75/1997) führte das Fremdengesetz und
Aufenthaltsgesetz zusammen und brachte Erleichterun-
gen für die Verlängerung von Aufenthaltstiteln, mit dem
Ziel, die Integration von bereits ansässigen AusländerIn-
nen zu forcieren. Zusätzlich wurden jedoch auch Restrik-
tionen eingeführt, wie beispielsweise ein erschwerter Ar-
beitsmarktzugang für Familiennachzug. Als weitere be-
deutende Änderung wird die Novellierung des StbG 1985
im Jahr 1998 angesehen (BGBl. I Nr. 124/1998): Einbür-
gerungswillige müssen nun ihre „Integration“ – haupt-
sächlich durch Sprachkenntnisse – selbst nachweisen
(Kraler/Stacher 2002, 59).

Im Jahr 2005 wurde das österreichische Fremdenrecht
mit dem so genannten „Fremdenrechtspaket 2005“
(BGBl. I Nr. 100/2005) neu geregelt und umfassend ver-
ändert. Der Aufenthalt von Fremden in Österreich wird
nun hauptsächlich durch das Niederlassungs- und Auf-
enthaltsgesetz 2005 (NAG), das Fremdenpolizeigesetz

2005 (FPG) sowie durch das Asylgesetz 2005 (AsylG) ge-
regelt. Das Fremdengesetz von 1997 wurde in das Frem-
denpolizeigesetz (FPG) und das Niederlassungs- und
Aufenthaltsrecht (NAG) aufgeteilt. Damit veränderten
sich die Niederlassungs- und Aufenthaltsregelungen
grundlegend und es wurden eine Reihe neuer Aufent-
haltstitel eingeführt, die sich bezüglich der Aufenthalts-
dauer und des Aufenthaltszwecks unterscheiden (Bruck-
ner u. a. 2005). 2006 erfolgte zusätzlich eine Verschärfung
des Staatsbürgerschaftsgesetzes (BGBl. I Nr. 37/2006).
Seit Einführung des Fremdenrechtspakets 2005 kam es
noch zu mehreren, jedoch nicht so einschneidenden No-
vellierungen der fremdenrechtlichen Regelungen.

Die gesetzlichen Änderungen im Laufe der 1990er-Jah-
re können allgemein als weiterer Schritt in Richtung „ge-
regelte Zuwanderung“ interpretiert werden, da sich der
Fokus der Einwanderungskontrolle von der Kontrolle
des Aufenthalts durch Beschäftigungstitel auf eine re-
striktive Regelung und Kontrolle von Einwanderung und
Aufenthalt durch Aufenthaltstitel verlagerte (Kraler et al.
2008, 4–15). Dies führte unter anderem auch dazu, dass
zu Beginn der 1990er-Jahre eine „Legalisierungsaktion“
von etwa 30.000 AusländerInnen ohne gültigen Aufent-
haltstitel durchgeführt wurde (Nowotny 1991). Der Fo-
kus auf Beschäftigung vor den 1990er-Jahren zeigt sich
auch, wenn die unterschiedlichen Einreiseformen der Ar-
beitsmigrantInnen bis etwa 1990 betrachtet werden.
Denn neben der klassischen Anwerbung über eine An-
werbestelle wurden oftmals Verwandte oder Bekannte
von ausländischen Beschäftigten, die sich schon in Öster-
reich befanden, in denselben Betrieben eingestellt. Dar-
über hinaus kam es auch zur Beschäftigung von Auslän-
derInnen, die als TouristInnen eingereist waren. Obwohl
diese Art der Arbeitsaufnahme illegal war, wurde sie tole-
riert (Matuschek 1985, 173, Hofer 1985, 82).
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